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Schülerbeförderung in Zusammenhang mit Offener Ganztagsschule
hier: Individualbeförderung von Schulkindern mit Beeinträchtigungen

Sachverhalt:

Zuständigkeit

Anhörung

ln Norderstedt gibt es derzeit circa 30 Grundschulkinder, die aufgrund einer Beeinträchtigung
im Rahmen der Inklusion auf eine Individualbeförderung angewiesen sind und an einer der
zwölf Norderstedter Grundschulen vor bzw. nach dem Unterricht das Offene Ganztagsange-
bot nutzen. Grundsätzlich werden die für die Schülerbeförderung anfallenden Kosten nach §
114 Absatz 3 SchuIG-SH zu zwei Dritteln vom Kreis und einem Drittel vorn Schulträger ge-
tragen, wenn die Voraussetzungen der nach Absatz II zu erlassenen Kreissatzung erfüllt
werden. Diese Regelung gilt für alle kreisangehörigen Gemeinden.

Nach Auffassung des Kreises Segeberg sind nur Kosten der Beförderung erstattungsfähig,
wenn es sich um eine Beförderung unmittelbar zum Unterrichtsbeginn oder nach Unter-
richtsende handelt. Diese Auffassung wird auf der Satzung des Kreises Segeberg über die
Anerkennung der notwendigen Kosten für die Schülerbeförderung vom 3. März 2011 in Ver-
bindung mit § 48 II Nr. 8 SchuIG-SH gestützt. Der Kreis interpretiert die geltenden Rechts-
normen so, dass für Kinder, die vor oder nach dem Unterricht ein Angebot im Rahmen des
offenen Ganztags der eigenen Schulen in Anspruch nehmen, kein Erstattungsanspruch gel-
tend gemacht werden kann, insbesondere nach den Nachmittagsangeboten, da diese (an-
ders als in der Zeit ohne Ganztag) nicht verpflichtend seien.

Die Novellierung des Schulgesetztes im Hinblick auf die verpflichtende Einrichtung des offe-
nen Ganztagsangebotes in den Kommunen, erfordert nach Einschätzung des Fachamtes
auch eine entsprechende Anpassung oder Klarstellung der Kreissatzung zur Schülerbeförde-
rung. Die verpflichtende Teilnahme ist hier kein verlässlicher Indikator mehr, um eine objekti-
ve Kostenentscheidung vorzunehmen.

Die durchschnittlichen Individualbeförderungskosten pro Kind belaufen sich bei der Stadt
Norderstedt im Grundschulbereich auf etwa 5.000 Euro im Jahr, bei circa 30 Kindern insge-
samt somit circa 150.000 Euro.

Derzeit bedeutet der Umstand eine Mehrbelastung für den Haushalt der Stadt Norderstedt in
Höhe von 100.000 Euro im Jahr (Kreisanteil von zwei Dritteln), da die Stadt Norderstedt die-
se 30 Kinder nicht vom Ganztagsangebot ausschließen möchte. ln diesen Fällen die Eltern
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für die Beförderungskosten aufkommen zu lassen, passt nach Auffassung des Fachamtes
weder zum Thema „inklusive Schule" mit dem beschlossenen Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung noch wäre es sachlogisch zu vermitteln, da die selben Kinder ja unbestritten
direkt nach Unterrichtsende einen Anspruch auf Beförderungskosten haben.
Bemühungen des hiesigen Fachamtes sowie der Kreisschulrätin, dieses Thema auf Arbeits-
ebene beim zuständigen Amt Kita, Jugend, Schule, Kultur des Kreises Segeberg anzubrin-
gen, blieben bisher leider erfolglos.

Eine formelle Anfrage der Sozialdezernentin, Frau Schmieder, beim Kreis Segeberg wurde
durch den Landrat im Rahmen eines Schriftsatzes vom 14. November 2023 abschließend
beantwortet.

Das Antwortschreiben wird dieser Vorlage als Anlage beigefügt.

Das Amt für Schule und Sport wird dem Ausschuss für Schule und Sport über die Entwick-
lungen in der Angelegenheit regelmäßig berichten.
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Bad Segeberg, den 14.11.2023

Schülerbeförderung /Beförderungen im Zusammenhang mit der Offenen
Ganztagsschule

Sehr geehrte Frau Schmieder,

der Kreis hat sich bereits vor längerer Zeit mit dem Thema der Beförderung im Zu-
sammenhang der Offenen Ganztagsschule (OGS) beschäftigt, insbesondere wegen
des bevorstehenden Rechtsanspruches auf Betreuung nach Ganztagsförderungsge-
setz (GaFöG).

Bezüglich der Zuständigkeiten und der Kostenübernahmen von Beförderungskosten
ist aus Sicht des Kreises zwischen der MögiiLhkeit der Inanspruchnahme eines ge-
setzlich geregelten Anspruches auf Betreuung (GaFöG) und der gesetzlichen Schul-
pflicht (SchulG) zu differenzieren.

1) Beförderungen im Zusammenhang mit regulären Unterricht gemäß § 114
SchulG SH

Der Kreis ist gesetzlich verpflichtet, sich an den Kosten zu beteiligen, wenn es um
den planmäßigen Unterricht geht. Er hat eine entsprechende Schülerbeförderungs-
satzung zu erlassen, die eine Kostenbeteiligung an allen Kosten/Fahrten zu/nach
dem offiziellen Schulunterricht vorsieht. Selbstverständlich betrifft das auch ver-
pflichtende Unterrichtsangebote (Förderunterricht) im nachmittäglichen Bereich.
Hierzu zählen u.a. spezielle Angebote für DAZ, SIM. Die seitens des Kreises erlas-
sene Satzung gibt die Möglichkeit der Abrechnung in allen Fällen bereits her. Eine
Änderung/Anpassung ist nicht notwendig. Seit Jahrzehnten bieten die Gymnasien
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Unterricht in den Nachmittagsstunden an und auch hier beteiligt sich der Kreis für
die Schüler*innen bis Klassenstufe 10. Weitere Aufgaben bzw. Kostenübernahmen
sieht das Schulgesetz für die Kreise nicht vor.

Die Einführung und weitere Entwicklung der offenen Ganztagsschulen führt bezüg-
lich der Beförderungen zu keiner veränderten Situation. Weitere freiwillige Leistun-
gen des Kreises - neben der Übernahme des gesetzlichen 1/3 Anteils der Schulträ-
ger - kommen daher nur dann in Betracht, wenn es um Fahrten im Zusammenhang
mit verpflichtendem Unterricht geht. Das wäre z.B. eine Übernahme der Kosten für
die Beförderungen der Schüler*innen (SuS) der Klassenstufen 11-13 oder der SuS
zu Privatschulen. Die Übernahme von freiwilligen Leistungen für diese Schülerschaft
wäre jedoch auch dann nicht in die Satzung zu übernehmen. Diese umfasst aus-
schließlich die gesetzlichen Vorgaben des § 114 SchulG. Für freiwillige Leistungen
kämen entsprechende Richtlinien in Betracht.

Alle anderen Fahrten im Zusammenhang mit dem verpflichtenden Unterricht sind
ebenfalls gesetzlich geregelt. Diese fallen unter § 48 (8) SchulG und sind Aufgabe
der Schulträger. Eine Kostenbeteiligung des Kreises bei den Kosten der Aufgaben
der Schulträger sieht das Gesetz nicht vor, daher auch keine Übernahme für die
Kosten der Schülerbeförderung im Rahmen des Unterrichtes. Der Kreis trägt ledig-
lich die Kosten für seine 3 eigenen Förderzentren, für er selbst der Schulträger ist.

2) Beförderungen außerhalb des regulären Unterrichts im Zusammenhang
mit der freiwilligen Teilnahme an einer Betreuung gemäß Ganztagsförde-
rungsgesetz (GaFöG)

Der Kreis sieht sich hier nicht in der Verantwortung, einen politischen Beschluss
über die freiwillige Übernahme von Beförderungskosten zu erwirken, die im Zusam-
menhang mit der Teilnahme an unverbindlichen Betreuungsangeboten gemäß Ga-
FöG stehen.

Fahrten im Zusammenhang mit der Betreuung sind keine Schülerbeförderungsfahr-
ten im Sinne von § 114 SchulG iVm mit der Schülerbeförderungssatzung des Krei-
ses. Die Beförderung und auch mögliche Kosten, welche im Zusammenhang mit der
Teilnahme an Betreuungsangeboten stehen, sind von den Sorgeberechtigten selbst
zu organisieren und zu tragen (Bringschuld gemäß SchulG).

Für Fahrten, die aufgrund der Teilnahme an Betreuungsangeboten nach GaFöG an-
fallen, können keine Kostenansprüche nach SchulG hergeleitet werden. Zu bemer-
ken ist auch, dass Schülerbeförderungskosten ohnehin nur dann als solche aner-
kannt werden können, wenn es um Fahrten von und zu einer Schule geht. Für die
zukünftig verpflichtend einzurichtenden Betreuungsplätze ist nicht zwingend vorge-
geben, dass diese direkt an einer Schule vorgehalten werden müssen. Die Betreu-
ung kann auch in anderen Räumlichkeiten stattfinden.

Eine verpflichtende Kostenübernahme besteht weder beim Kreis noch beim Schul-
träger.
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In ihrem Schreiben berufen Sie sich auf § 6 SchulG. Gemäß § 6 Abs. 2 SchuiG bie-
ten Offene Ganztagsschulen ergänzend zum planmäßigen Unterricht weitere schuli-
sche Veranstaltungen, für die sich Schülerinnen und Schüler freiwillig zur verbindli-
chen Teilnahme anmelden können. Die Schule kann die Teilnahme an bestimmten
schulischen Veranstaltungen im Rahmen des Ganztagsangebotes für einzelne Schü-
lerinnen und Schüler, die ihrer Förderung dienen, für verbindlich erklären.

Wie unter Punkt (1) erläutert, beteiligt sich der Kreis bereits an den Kosten für an-
fallende Fahrten zur Schule hin und wieder zurück zur Wohnadresse, wenn die
Schule eine schulische Veranstaltung für verbindlich erklärt hat, weil diese dem Un-
terricht zuzuordnen ist und hier eine Hin-oder Rückfahrt ggfs. notwendig ist. Für alle
anderen Veranstaltungen gelten die gesetzlichen Regelungen gemäß § 48 (8)
SchulG. Die Kosten für Fahrten in Zusammenhang mit schulischen Veranstaltungen
im Rahmen des Unterrichtes, wie z.B. Schulausflüge, Klassenfahrten etc. trägt der
Schulträger allein.

3. Auszug aus der rechtlichen Bewertung durch die Rechtsabteilung des
Kreises Segeberg zur freiwillige Teilnahme an Betreuungsangeboten:

Die rechtlichen Gegebenheiten wurden bereits im August 2022 durch unsere Rechts-
abteilung geprüft.

Vorrangig geht es dem Gesetzgeber darum, durch den Entschluss des GaFöG Be-
treuungsangebote zu schaffen, die Alleinerziehende entlasten und beiden Eiterntei-
len die Möglichkeit erleichtern, in vollem Umfang berufstätig zu sein. Auch aus dem
Betreuungsanspruch selbst lässt sich ein Beförderungsanspruch nicht herleiten.

Die Kostentragung der Schülerbeförderungskosten gemäß § 114 SchulG soll sicher-
stellen, dass jedes Kind der Schulpflicht nachkommen kann und dadurch die Erfül-
lung des staatlichen Erziehungsauftrages garantieren.
Die Schulpflicht dient der Durchsetzung des staatlichen Erziehungsauftrags (Art.7
GG), Vermittlung von Lerninhalten, sozialer Eigenverantwortlichkeit und sozialer
Kompetenz. Ein gesetzlicher Anspruch, der primär der Entlastung der Familien dient,
verfolgt indes einen anderen Zweck als die Schulpflicht und hat eine andere, gerin-
ger gesehene gesellschaftliche Bedeutung. Der Anspruch auf die Betreuung der Kin-
der ist nicht mit der Schulpflicht gleichzusetzen.

Darüber hinaus ist anzumerken, dass selbst die im Rahmen des § 114 SchulG gere-
gelte Schülerbeförderung verfassungsrechtlich als freiwillige Leistung der öffentli-
chen Hand anzusehen ist, auf die es keinen geschützten Anspruch gibt. Das ergibt
sich schon direkt aus dem Ausschluss von Ansprüchen gemäß § 136 SchulG und §2
der Schülerbeförderungssatzung des Kreises Segeberg. Zudem gewährt weder das
Recht der Eltern aus Artikel 6 II Grundgesetz (GG), den Bildungsweg ihres Kindes
bestimmen zu können, das Grundrecht der Schüler*innen auf Bildung gemäß Art. 2
GG, noch das in Art. 20 GG verankerte Sozialstaatsprinzip einen Anspruch auf eine
kostenlose Schülerbeförderung. Dies haben die Gerichte, auch in Schleswig-Hol-
stein, bereits vielfach festgestellt.
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Sofern die Grundrechte der Eltern und Schüler*innen sie schon nicht_des Risikos er-
heben, dass sich der Besuch der von ihnen bevorzugten Schule schülerbeförde-
rungstechnisch zu ihrem Nachteil auswirkt, so muss erst recht die Schülerbeförde-
rung nicht durch die öffentliche Hand sichergestellt werden, wenn freiwillige Betreu-
ungsangebote, die zum Vorteil der Eltern und Kinder geschaffen wurden, in An-
spruch genornmen werden.

4. Vergleich /Anspruch auf einen Kita-Platz

Auch für die noch nicht schulpflichtigen Kinder wurde der gesetzliche Anspruch auf
einen Betreuungsplatz in Kitas gesetzlich verankert. Eine Übernahme der Beförde-
rungskosten über die öffentliche Hand hin zur Kita und wieder zurück zur Wohnad-
resse gibt es auch hier nicht. Auch hier kommen die Eltern in die Verpflichtung, für
die Beförderung ihres Kindes selbst zu sorgen. Eine gesetzliche Regelung zur Beför-
derung von Kita-Kindern ist nicht zu erwarten.

5. Interesse aller Schulträger im Kreisgebiet an diesem Thema

Der Kreis hatte in Bezug auf die Beförderungen im Zusammenhang mit den Betreu-
ungsangeboten an Schulen bereits im Februar dieses Jahres das zuständige Landes-
ministerium um eine rechtliche Einschätzung gebeten. Trotz mehrfacher Nachfrage
liegt ein Antwortschreiben noch nicht vor.

Es ist dem Kreis sehr daran gelegen, alle Schulträger darüber zu informieren. Dies
wird unmittelbar erfolgen, wenn die rechtliche Bewertung des Ministeriums vorliegt.

Zudem hat der Kreis den Schleswig-Holsteinischen Landkreistag gebeten, die recht-
lichen Gegebenheiten in der Angelegenheit mit dem Land Schleswig-Holstein zu klä-
ren.

Mit freundlichen Grüßen




